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65. B E K A N N T M A C H U N G

Wechsel von Aufsichtsratsmitgliedern der Wirtschaftsbetriebe der Stadt Unna
GmbH nach § 52 Absatz 2 GmbHG

Wirtschaftsbetriebe der Stadt Unna GmbH
Unna

Im Aufsichtsrat der Wirtschaftsbetriebe der Stadt Unna GmbH ist folgende Umbesetzung
eingetreten:

Ausgeschieden ist das ordentliche Mitglied: Hermann Strahl, Unna
- Ökonom -

Neu eingetreten ist als ordentliches Mitglied: Dr. Hartmut Bansi, Unna
- Arzt -

Ausgeschieden ist das stellvertretende Mitglied: Dr. Hartmut Bansi, Unna
- Arzt -

Neu eingetreten ist als stellvertretendes Mitglied: Hermann Strahl, Unna
- Ökonom -

Abl. StUN 22-65/12. August 2005
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66. B E K A N N T M A C H U N G

Satzung über die 24. Veränderungssperre der Stadt Unna für den nördlichen
Teilbereich des Bebauungsplanes Unna-Massen Nr. 17 „Gewerbegebiet

Dortmunder Straße“ vom 11.08.2005

Aufgrund der § 14 und 16 Baugesetzbuch (BauGB) sowie der § 7 Abs. 1 und 41 Abs.
1 Buchstabe f der Gemeindeordnung für das Land NRW (GO NRW) in der derzeit
jeweils gültigen Fassung hat der Rat der Stadt Unna in seiner Sitzung am
17.03.2005
folgende Satzung über die 24. Veränderungssperre der Stadt Unna für den nördli-
chen Teilbereich des Bebauungsplanes Unna-Massen Nr. 17 „Gewerbegebiet Dort-
munder Straße“ beschlossen:

§ 1

Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Bauen und Verkehrsplanung des Rates der
Stadt Unna hat in seiner Sitzung am 26.01.2005 beschlossen, für den zwischen
Nordstraße/Dortmunder Straße und Massener Bahnhofstraße liegenden Bereich ei-
nen Bebauungsplan mit der Bezeichnung Unna-Massen Nr. 17 „Gewerbegebiet
Dortmunder Straße“aufzustellen. Zur Sicherung der Planung wird aus Gründen des
öffentlichen Wohls für den nördlichen Teil des o.g. Bebauungsplanes eine Verände-
rungssperre angeordnet.

§ 2

Der räumliche Geltungsbereich der Veränderungssperre wird begrenzt:

Im Norden von der Massener Bahnhofstraße,
im Osten von der Nordstraße,
im Süden von der Nordgrenze des Flurstücks 730 der Flur 9,

Gemarkung Massen und
im Westen von der Dortmunder Straße.

Das Plangebiet ist in einem Lageplan im Maßstab 1 : 1000, der bei der Stadt Unna,
Planungsamt, Rathausplatz 1, Zimmer 307, zu jedermanns Einsichtnahme offenliegt,
rot umrandet dargestellt.
Der Lageplan ist Bestandteil der Satzung.

§ 3

Im Gebiet der Veränderungssperre dürfen

1. Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchgeführt oder bauliche Anlagen
nicht beseitigt werden,

2. erheblich oder wesentlich wertsteigernde Veränderungen von Grundstücken
und baulichen Anlagen, deren Veränderungen nicht genehmigungs-, zustim-
mungs- oder anzeigepflichtig sind, nicht vorgenommen werden.
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Die von der Veränderungssperre nicht erfassten Veränderungen ergeben sich aus
dem § 14 Abs. 3 BauGB. Ausnahmen von der Veränderungssperre können nach
Maßgabe des § 14 Abs. 2 BauGB erteilt werden.

§ 4

Die Satzung tritt mit ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft.
Sie tritt nach Ablauf von 2 Jahren nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung außer
Kraft.

Die Satzung kann von jedermann beim Bereich Planung der Stadt Unna, Rathaus-
platz 1 (Rathaus, 3. Obergeschoss, Aufgang B, Ostflügel, Raum 307), während der
Dienststunden

montags bis donnerstags von 08.00 Uhr bis 16.00 Uhr
und

freitags von 08.00 Uhr bis 12.30 Uhr
eingesehen werden.

Das von der Veränderungssperre betroffene Gebiet ist in einem Übersichtsplan dar-
gestellt.
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Bekanntmachungsanordnung

Die Satzung über die 24. Veränderungssperre der Stadt Unna für den nördlichen
Teilbereich des Bebauungsplanes Unna-Massen Nr. 17 „Gewerbegebiet Dortmunder
Straße“ wird hiermit ortsüblich bekannt gemacht.

Es wird auf folgende Rechtsfolgen hingewiesen:
1. Gem. § 7 Abs. 6 GO NRW können Verletzungen von Verfahrens- und Form-

vorschriften der GO NRW beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf
eines Jahres seit der Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden,
es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes
Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Unna vorher gerügt

und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden,
die den Mangel ergibt.

2. Dauert die Veränderungssperre länger als vier Jahre über den Zeitpunkt ihres
Beginnes oder der ersten Zurückstellung eines Baugesuches nach § 15 Abs.
1 BauGB hinaus, ist den Betroffenen gem. § 18 Abs. 1 Satz 1 BauGB für da-
durch entstandene Vermögensnachteile eine angemessene Entschädigung in
Geld zu leisten.
Nach § 18 Abs. 2 Satz 2 und 3 BauGB kann der Entschädigungsberechtigte
Entschädigung verlangen, wenn die in Abs. 1 Satz 1 des § 18 BauGB be-
zeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Die Fälligkeit des Anspru-
ches kann er dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung
schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt.
Gem. § 18 Abs. 2 Satz 1 BauGB ist die Stadt Unna zur Entschädigung ver-
pflichtet.

3. Nach § 214 Abs. 1 Satz 1 und 2 BauGB ist eine Verletzung von Verfahrens-
und Formvorschriften dieses Gesetzbuches für die Rechtswirksamkeit dieser
Satzung nur beachtlich, wenn
1. die Vorschriften über die Beteiligung der Bürger und der Träger öffent-

licher Belange gem. §§ 3 Abs. 2 und 3, 4, 4 a, 13, 22 Abs. 9 Satz 2, 34
Abs. 5 Satz 1 und 35 Abs. 6 Satz 5 BauGB verletzt worden sind; dabei
ist unbeachtlich, wenn bei Anwendung der Vorschriften einzelne be-
rührte Träger öffentlicher Belange nicht beteiligt oder bei Anwendung
des § 3 Abs. 3 Satz 3 oder des § 13 BauGB die Voraussetzungen für
die Durchführung der Beteiligung nach diesen Vorschriften verkannt
worden sind;

2. die Vorschriften über den Erläuterungsbericht und die Begründung der
Satzung sowie ihrer Entwürfe nach §§ 3 Abs. 2, 5 Abs. 1 Satz 2 Halb-
satz 2 und Abs. 5,
9 Abs. 8 und 22 Abs. 10 BauGB verletzt worden sind; dabei ist unbe-
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achtlich, wenn der Erläuterungsbericht oder die Begründung der Sat-
zung oder ihrer Entwürfe unvollständig ist.

Unbeachtlich hingegen werden gem. § 215 Abs. 1 BauGB
1. eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 bezeichneten

Verfahrens- und Formvorschriften und
2. Mängel der Abwägung, wenn sie nicht in Fällen der Nr. 1 innerhalb ei-

nes Jahres, in Fällen der Nr. 2 innerhalb von sieben Jahren seit Be-
kanntmachung der Satzung schriftlich gegenüber der Stadt Unna gel-
tend gemacht worden sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung oder
den Mangel begründen soll, ist darzulegen.

Unna, 11 . August 2005

gez. Werner Kolter
Bürgermeister
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Abl. StUN 22-66/12. August 2005
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67. B E K A N N T M A C H U N G

Satzung der Stadt Unna über die 3. Vereinfachte Änderung des Bebauungspla-
nes Unna-Massen Nr. 11 „Massen-Mitte“

vom 11.08.2005

Aufgrund der §§ 2 Abs. 1 und 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in Verbindung mit
§ 86 der Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (BauO NRW) sowie § 7 der
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der jeweils gülti-
gen Fassung, hat der Rat der Stadt Unna in seiner Sitzung am 30.06.2005 den Sat-
zungsbeschluss über die 3. Vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes Unna-
Massen Nr. 11 „Massen-Mitte“ gefasst.

Der Änderungsbereich wird begrenzt (s. auch Übersichtsplan) :

im Süden von der Otto-Holzapfel-Straße
im Westen von den Ostgrenzen der Flurstücke 2227, 3029 und 3072 der

Flur 11, Gemarkung Massen
im Norden von einer Parallelen ca. 30 m nördlich der Otto-Holzapfel-Straße
im Osten von den Ostgrenzen der Flurstücke 3193 und 3194 der Flur 11,

Gemarkung Massen.

Mit dieser Bekanntmachung tritt die 3. Vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes
Unna-Massen Nr. 11 „Massen-Mitte“ in Kraft.

 Die Satzung liegt beim Bereich Planung der Stadt Unna, Rathausplatz 1 (Rathaus, 3.
Obergeschoss, Aufgang B, Ostflügel, Zimmer 307), während der Dienststunden
 

 montags bis donnerstags von 08.00 Uhr bis 16.00 Uhr
 und

 freitags von 08.00 Uhr bis 12.30 Uhr
 

zu jedermanns Einsichtnahme öffentlich aus.
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Bekanntmachungsanordnung

Die Satzung der Stadt Unna über 3. Vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes
Unna-Massen Nr. 11 „Massen-Mitte “ wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Es wird darauf hingewiesen, dass gem. § 7 Abs. 6 GO NRW eine Verletzung von
Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines
Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann,
es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzei-
geverfahren wurde nicht durchgeführt,

b) diese Satzung wurde nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht,

c) der Bürgermeister hat den Beschluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und
dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die
den Mangel ergibt.

Des weiteren wird auf die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und
Formvorschriften sowie von Abwägungsmängeln und die Rechtsfolgen von
Satzungen gem. § 215 Abs. 2 BauGB hingewiesen.

Nach § 215 Abs. 1 BauGB sind unbeachtlich

 a) eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 bezeichneten Verfah-
rens- und Formvorschriften und

b) Mängel der Abwägung, wenn sie nicht in Fällen der Nr. 1 innerhalb eines Jah-
res, in Fällen der Nr. 2 innerhalb von sieben Jahren seit Bekanntmachung des
Flächennutzungsplanes oder der Satzung schriftlich gegenüber der Stadt Un-
na geltend gemacht worden sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung oder
den Mangel begründen soll, ist darzulegen.

Ferner wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2, Abs. 4 des BauGB
über die Entschädigung von durch den Bebauungsplan eintretenden Vermögens-
nachteilen sowie über die Fälligkeit und das Erlöschen entsprechender Entschädi-
gungsansprüche hingewiesen.

Unna, den 12. August 2005

gez. Werner Kolter
Bürgermeister
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68. B E K A N N T M A C H U N G

Melderegisterauskunft in besonderen Fällen

Auf Grund des § 35 Abs. 6 des Meldegesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen
(MG NRW) in der Fassung vom 16. September 1997 (GV. NRW. S. 332, 386), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 05. April 2005 (GV. NRW. S. 263) ergeht folgender
Hinweis:

Melderegisterauskünfte von Einwohnern der Stadt Unna dürfen an Parteien,
Wählergruppen und andere Träger von Wahlvorschlägen im Zusammenhang mit
Parlaments- oder Kommunalwahlen oder unmittelbaren Wahlen von Bürgermeiste-
rinnen und Bürgermeistern sowie Landrätinnen und Landräten  (§ 35 Abs. 1 MG
NRW) und an Antragsteller und Parteien im Zusammenhang mit Volksbegehren und
Volksentscheiden sowie mit Bürgerentscheiden (§ 35 Abs. 2 MG NRW) erteilt wer-
den.

Es wird darauf hingewiesen, dass für Betroffene ab dem 15. Lebensjahr das Recht
besteht, der Weitergabe ihrer Daten an Dritte, soweit es sich nicht um Behörden
oder sonstige öffentliche Stellen handelt, zu widersprechen. Der Widerspruch kann
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Unna, Bürgeramt, Rathausplatz 1, Un-
na erklärt werden.

Auskunft über Ehe- und Altersjubiläen an parlamentarische oder kommunale Vertre-
tungskörperschaften sowie Presse und Rundfunk dürfen nur nach Einwilligung erteilt
werden (§ 35 Abs. 3 MG NRW).

Als Jubiläen im Sinne des Meldegesetzes gelten:

� die Vollendung des 70., 75., 80., 85., 90., 95., 100. Lebensjahres und jedes weite-
ren Lebensjahres

 
� das 50-jähr., 60-jähr., 70-jähr. und das 75-jähr. Ehejubiläum.

Eine Datenweitergabe an Adressbuchverlage, ausschließlich zum Zweck der Veröf-
fentlichung in gedruckten Adressbüchern, darf ebenfalls nur nach Einwilligung erfol-
gen.

Soweit die Melderegisterauskunft nur nach Einwilligung erfolgen darf, kann diese
verweigert bzw. eine erteilte Einwilligung jederzeit mit Wirkung für die Zukunft wider-
rufen werden.

Unna, 08.08.2005
Der Bürgermeister

gez. Werner Kolter

Abl. StUN 22-68/12. August 2005
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69. B E K A N N T M A C H U N G

Bekanntmachung über das Recht auf Einsicht in das Wählerverzeichnis und die
Erteilung von Wahlscheinen für die Bundestagswahl am 18.09.2005
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Abl. StUN 22-69/12. August 2005
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70. B E K A N N T M A C H U N G

Wahlbekanntmachung



Abl. StUN 22-70/12. August 2005


